
Menschenrechtskonvention verankerten Rechts auf Schutz 
des guten Rufs geltend gemacht, da die Aufnahme der Na­
men der Kläger in die angefochtenen Handlungen ihr Anse­
hen in der syrischen Gesellschaft, ihrem Freundeskreis, der 
religiösen Gemeinschaft und gegenüber ihren Geschäftspart­
nern rechtswidrig zunichte gemacht habe. 

Klage, eingereicht am 25. Juli 2012 — Plantavis und 
NEM/Kommission und EFSA 

(Rechtssache T-334/12) 

(2012/C 311/11) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Kläger: Plantavis GmbH (Berlin, Deutschland) und NEM, Verband 
mittelständischer europäischer Hersteller und Distributoren von 
Nahrungsergänzungsmitteln & Gesundheitsprodukten e.V. (Lau­
dert, Deutschland) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt T. 
Büttner) 

Beklagte: Europäische Kommission und Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit 

Anträge 

Die Kläger beantragen, 

— die Verbotstatbestände der Verordnungen (EG) Nr. 
1924/2006 ( 1 ) in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 
432/2012 ( 2 ) und dem EU-Register der Europäischen Kom­
mission für zugelassene und nicht zugelassene gesundheits­
bezogene Angaben für nichtig zu erklären. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage machen die Kläger an erster Stelle gel­
tend, dass es dem europäischen Gesetzgeber an der Kompetenz 
für die Erlassung der angefochtenen Verordnungen fehle. 

An zweiter Stelle wird vorgetragen, dass die Verordnungen Nr. 
1924/2006 und Nr. 432/2012 sowie das EU-Register der nähr­
wert- und gesundheitsbezogenen Angaben über Lebensmittel 
rechtswidrig in die grundrechtlich geschützten Rechtspositionen 
der Lebensmittelindustrie sowie in das Recht der Verbraucher 
und der Fachkreise auf Informationen eingreifen würden. In 
diesem Zusammenhang machen die Kläger insbesondere gel­
tend, dass die durch die angefochtenen Verordnungen vorgese­
henen Verbote nährwert- und gesundheitsbezogener Angaben 
unverhältnismäßig seien. Dies gelte vor allem für das Verbot 
der Verwendung sachlich zutreffender nährwertbezogener ge­
sundheitsbezogener Angaben wie zum Beispiel „bessere Biover­
fügbarkeit“. Ferner seien die Verordnungen für den angestrebten 
Zweck nicht geeignet, da die EFSA und die Kommission keine 
nachvollziehbare, transparente und einheitliche Linie für die 
Festlegung wissenschaftlicher Standards festgelegt hätten. Die 

Kläger rügen darüber hinaus die undifferenzierte Ungleichbe­
handlung unterschiedlicher Substanzen und Lebensmittelunter­
nehmen. Die Verbote seien auch nicht notwendig, da es bereits 
nach der Richtlinie 2003/13/EG ( 3 ) und der Verordnung (EU) 
Nr. 1169/2011 ( 4 ) in allen europäischen Mitgliedsstaaten ver­
boten sei, Lebensmittel irreführend zu bewerben. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheits­
bezogene Angaben über Lebensmittel (ABl. L 404, S. 9). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission vom 16. Mai 2012 
zur Festlegung einer Liste zulässiger anderer gesundheitsbezogener 
Angaben über Lebensmittel als Angaben über die Reduzierung eines 
Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von 
Kindern (ABl. L 136, S. 1) 

( 3 ) Richtlinie 2003/13/EG der Kommission vom 10. Februar 2003 zur 
Änderung der Richtlinie 96/5/EG über Getreidebeikost und andere 
Beikost für Säuglinge und Kleinkinder (ABl. L 41, S. 33). 

( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der 
Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 
87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 90/496/EWG des Ra­
tes, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 
2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richt­
linien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Ver­
ordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission (ABl. L 304, S. 18). 

Klage, eingereicht am 2. August 2012 — Evonik 
Degussa/Kommission 

(Rechtssache T-341/12) 

(2012/C 311/12) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Evonik Degussa GmbH (Essen, Deutschland) (Prozess­
bevollmächtigte: Rechtsanwälte C. Steinle, M. Holm-Hadulla und 
C. von Köckritz) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— den Beschluss der Kommission K(2012) 3534 endg. vom 
24. Mai 2012 betreffend die Ablehnung eines Antrags von 
Evonik Degussa auf vertrauliche Behandlung von Angaben 
in der Entscheidung in der Sache COMP/F/38.620 — Was­
serstoffperoxid und Perborat — gemäß Art. 263 Abs. 4 
AEUV für nichtig zu erklären, 

— gemäß Art. 87 Abs. 2 der Verfahrensordnung des Gerichts 
die Kommission zu verurteilen, die Kosten der Klägerin zu 
tragen.
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Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin fünf Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verletzung von Art. 8 des Mandats des 
Anhörungsbeauftragten ( 1 ) und des Rechts der Klägerin auf 
eine gute Verwaltung und auf rechtliches Gehör 

An dieser Stelle macht die Klägerin geltend, dass der Anhö­
rungsbeauftragte ihre grundsätzlichen Einwände gegen die 
Veröffentlichung nicht geprüft habe. Damit habe er die 
Reichweite seiner Befugnisse und Pflichten verkannt und 
Art. 8 des Mandats verletzt. Weil weder der Anhörungs­
beauftragte noch eine sonstige Stelle der Kommission die 
von der Klägerin vorgebrachten grundsätzlichen Einwände 
gegen die geplante Veröffentlichung geprüft und berücksich­
tigt hätten, ist die Klägerin der Auffassung, dass es die Kom­
mission unterlassen habe, alle relevanten Gesichtspunkte des 
Einzelfalls zu untersuchen. Damit habe die Kommission ge­
gen den Grundsatz der guten Verwaltung und des effektiven 
rechtlichen Gehörs (Art. 41 Abs. 1 der Charta der Grund­
rechte der Europäischen Union) verstoßen. 

2. Zweiter Klagegrund: Verletzung der Begründungspflicht 

Diesbezüglich wird vorgetragen, dass der angefochtene Be­
schluss keine Begründung in Bezug auf die von der Klägerin 
vorgebrachten Einwände gegen die Veröffentlichung der er­
weiterten Fassung der Entscheidung enthalte. Dasselbe gelte 
für die Beweggründe der Kommission und das öffentliche 
Interesse an der Veröffentlichung der erweiterten Fassung 
fast fünf Jahre nach Erlass der ursprünglichen nicht vertrau­
lichen Fassung. 

3. Dritter Klagegrund: Rechts- und Beurteilungsfehler wegen 
Verletzung des Berufsgeheimnisses nach Art. 339 AEUV 
und Art. 8 EMRK sowie wegen Verkennung der Vertraulich­
keit der zu veröffentlichenden Informationen 

— Im Rahmen dieses Klagegrundes macht die Klägerin gel­
tend, dass die Passagen, deren Veröffentlichung die Kom­
mission in der erweiterten nicht vertraulichen Fassung 
der Entscheidung plant, durch das Berufsgeheimnis ge­
schützt seien und teilweise auch Geschäftsgeheimnisse 
enthalten würden. Die Veröffentlichung dieser Informa­
tionen im Internet verletze das Recht der Klägerin auf 
Wahrung des Berufsgeheimnisses. 

— Ferner trägt die Klägerin vor, dass die geplante Veröffent­
lichung der von den Kronzeugen gelieferten Informatio­
nen in den Anwendungsbereich von Art. 4 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 ( 2 ) falle und dass die 
Verordnung EG Nr. 1/2003 ( 3 ) und die Kronzeugenrege­
lung ( 4 ) besondere Regelungen für den Zugang zu sol­
chen von Kronzeugen gelieferten Informationen enthal­
ten. Daher bestehe nach Auffassung der Klägerin ent­
sprechend der Rechtsprechung des Europäischen Ge­
richtshofs (Urteile des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010, 
Kommission/Technische Glaswerke Ilmenau, C-139/07 
P, Slg. 2010, I-5885, und vom 28. Juni 2012, Kommis­
sion/Éditions Odile Jacob, C-404/10 P, noch nicht in der 

amtlichen Sammlung veröffentlicht) eine Vermutung da­
für, dass eine Veröffentlichung dieser Informationen die 
geschäftlichen Interessen der Klägerin sowie den Zweck 
der Untersuchungstätigkeit der Kommission verletze. Ein 
besonderes öffentliches Interesse an der Veröffentlichung 
dieser Informationen sei daher gesondert nachzuweisen. 
Da dies der Anhörungsbeauftragte laut der Klägerin un­
terlassen habe, habe er einen offensichtlichen Beurtei­
lungsfehler begangen. 

4. Vierter Klagegrund: Verletzung des berechtigten Vertrauens 
der Klägerin und des Grundsatzes der Rechtssicherheit 

Die Klägerin macht an dieser Stelle geltend, dass die Kom­
mission bei der Zurückweisung des Antrags auf vertrauliche 
Behandlung und der Entscheidung, die streitige Fassung der 
Entscheidung zu veröffentlichen, den Vertrauensschutz­
grundsatz verletzt habe. Die Klägerin habe seit Stellung ihrer 
Kronzeugenanträge auf die Vertraulichkeit der übermittelten 
Informationen vertraut. Sie stützt ihr Vertrauen auf die 
Kronzeugenmitteilungen und die ständige Praxis der Kom­
mission und ist der Auffassung, dass dieses Vertrauen 
schutzwürdig sei. Eine Verletzung des Vertrauensschutz­
grundsatzes ergebe sich zudem daraus, dass die Kommission 
bereits im Jahr 2007 eine endgültige nicht vertrauliche Fas­
sung der Entscheidung veröffentlicht und darin die Schwär­
zungswünsche der Klägerin akzeptiert hat. Die Klägerin trägt 
vor, dass es für eine nachträgliche Änderung dieser Entschei­
dung keine Rechtsgrundlage und auch keine sachlichen 
Gründe gebe. 

5. Fünfter Klagegrund: Verletzung des Zweckbindungsgebots 

Im Rahmen dieses Klagegrundes macht die Klägerin geltend, 
dass die Verwendung von durch Kronzeugen gelieferten In­
formationen zur Information der Öffentlichkeit die in Art. 
28 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1/2003 und in Ziffer 48 der 
Mitteilung der Kommission über die Akteneinsicht ( 5 ) vor­
gesehene Zweckbindung dieser Informationen verletze. Dies 
gelte insbesondere dann, wenn diese Verwendung mehr als 
sechs Jahre nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens er­
folgt sei. 

( 1 ) Beschluss 2011/695/EU des Präsidenten der Europäischen Kommis­
sion vom 13. Oktober 2011 über Funktion und Mandat des Anhö­
rungsbeauftragten in bestimmten Wettbewerbsverfahren (ABl. L 275, 
S. 29). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom­
mission (ABl. L 145, S. 43). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 
zur Durchführung der in den Artikeln [101] und [102] [AEUV] 
niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. L 1, S. 1). 

( 4 ) Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von 
Geldbußen in Kartellsachen (ABl. 2002, C 45, S. 3). 

( 5 ) Mitteilung der Kommission über die Regeln für die Einsicht in Kom­
missionsakten in Fällen einer Anwendung der Artikel 81 [EG] und 
82 [EG], Artikel 53, 54 und 57 des EWR-Abkommens und der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 (ABl. 2005, C 325, S. 7).
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